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Anordnung , Vorbereitung uſw . der Wahlen — Wahlbezirke . 15

den Landeswahlleiter ) ſetzt eine größere Friſt zwiſchen der Wahl und dem Zuſammentritt der
Volksvertretung voraus . “)

Der neugewählte Landtag erklärte in ſeiner 1. Sitzung die Wahlen im . , II . , III . , . ,VI . und VII . Wahlkreis für unbeanſtandet , während die Wahl im IV . Wahlkreis
( Offenburg⸗Baden ) für beanſtandet erklärt und dem Wahlprüfungsausſchuß zur weiteren Be⸗
handlung überwieſen werden mußte , weil ein Wahlproteſt der Deutſchen demokratiſchen Parteides IV . Wahlkreifes vorlag . In der 3. Sitzung des Landtags beantragte der Wahlprüfungs⸗ausſchuß , dieſen Wahleinſpruch für unbegründet und die Wahl im V . Wahlkreisebenfalls für gültig zu erklären . Der Ausſchußantrag wurde im Plenum mit Stimmenmehrheit
angenommen .

„ Der Wahlprüfungsausſchuß regte an , gelegentlich der Reviſion der Verfaſſung die Frage in
Erwägung zu ziehen , ob die Friſt von 10 Tagen zwiſchen Wahltag und Zuſammentrittdes Landtags nicht auf 20 oder 21 Tage verlängert werden ſollte , um den Bezirksämternund Kreiswahlleitern ſowie dem Landeswahlleiter die notwendige Zeit zu einer gründlichen Prüfung ,

ervollſtändigung und Richtigſtellung der Wahlakten zu gewähren ” )
In der gleichen Sitzung des Landtags wurden auch die auf die Lande swahlvorſchlägegetätigten Wa hlen einſtimmig für unbeanſtan det erklärt .

7. Wahlbezirke .
Für die Stimmabgabe muß jeder Wahlkreis durch den Bezirksrat in Wahlbezirke geteiltwerden , die möglichſt mit den Gemeinden zuſammenfallen . Die Wahlbezirke ſollen einerſeits nichtmehr als 2500 Einwo hner umfaſſen , dürfen anderſeits aber auch nicht ſo klein gemacht werden ,daß das Wahlgeheimnis beeinträchtigt werden könnte . Maßgebend für die Ab grenzung ſinddie örtlichen Verhale , davon ausgehend , alen Wählern die Teilnahme an der Landtagswahlmöglichſt zu erleichtern . Größere Gemeinden können , Gemeinden mit mehr als 2500 Seelenſollen deshalb in mehrere Wahlbezirke zerlegt , kleine Gemeinden oder Teile von Gemeindenmit benachbarten Gemeinden oder Gemeindeteilen zu einem Wahlbezirk vereinigt werden .
In der Herabſetzung der Höchſtzahl der Einwohner eines Wahlbezirks von 3500 auf 2500liegt gegenüber dem Landtagswahlgeſetz vom 24 . Auguſt 1904 eine Verbeſſerung zur glatteren

Durchführung des Wahlgeſchäfts , doch iſt von dieſer Soll⸗Beſtimmung noch nicht in allen Ge⸗
meinden deg Landes mit mehr als 2500 Einwohnern Gebrauch gemacht worden . Auch die im
Reichswahlgeſetz vorgeſehene Vereinigung von Teilen von Gemeinden mit benachbarten Gemeinden

oder Gemeindeteilen zu einem Wahlbezirk bedeutet für unſere badiſchen Wohnverhältniſſe einen
Hortſchritt in der Wahlgeſetzgebung . Wie der Runderlaß des Miniſteriums des Innern vom47 , April 1920 anläßlich der Reichstagswahlen ausgeführt hat , iſt es jetzt zuläſſig , auch vereinzeltliegende Ge
GA höfte und Wohngebäude , die einer benachbarten Gemeinde näherliegen als der eigenen
Befueinde , mit einem Wahlbezirk der näher gelegenen Gemeinde zu vereinigen , während dieſeeſugnis unter dem früheren badiſchen Wahlgeſetz auf die abgeſonderten Gemarkungen be —ſchränkt war .

nmen uüberſicht 1 (6. 54/147) gibt in Spalte t und
in den Fußnoten im einzelnen Aufſchluß ,

o Ea der Erlaubnis der Ver einigung kleiner Gemeinden , abgeſonderter Gemarkungen
macht wurze endeteilen mit benachbarten Gemeinden ujt . für die Landtagswahlen Gebrauch ge⸗

welche Loa
In Spalte 5 dieſer Überſicht iſt ferner die Zahl der Wa hlbezirke zu finden ,

ae maeme Gemeinde gebildet hat .

tu Maaa Landtagswahlen geltende Reichswahlordnung ſchreibt vor , daß die Verwal⸗
Vorſchriſt i a grenzen bei der Bildung der Wahlbezirke eingehalten werden ſollen . Dieſer
heim dez K o in einem Falle nicht Rechnung getragen werden , weil der zur Gemeinde Schries⸗

iui alen Wen Mannheim gehörige „Schriesheimer Hof“ von ſeiner Gemeinde , aber auch
barer Pz o eren Gemeinden des Amtsbezirks Mannheim ſtundenweit abliegt , dagegen in unmittel⸗—Nähe der Gemeinde Wilhelmsfeld des Amtsbezirks Heidelberg ſich befindet . In dieſem

* Si Ay
Verüffentliäddie Unmöglichkeit der vollſtändigen Prüfung der Wahlniederſchriften und Zählbogen durch den Landeswahlleiter hat zureinige teners peines . ungenauen Wahlergebn iſſes für den V. Wahlkreis ( Karlsruhe ) geführt . Es handelt ſich nur umWahlvorſchla Rechenfehler, die den Wahlausfall nicht beeinfluſſen . Nach richtiger Summierung kommen im V. Wahlkreis auf denpartei 10 Gi der Sozialdemokratiſchen Partei 10 Stimmen mehr ( 57557 ſtatt nur 57547 und auf den Wahlvorſchlag der Jentrums⸗Partei gefalenmmen. weniger, ( nur 45084. ftatt 45 094) ; ferner erhöht ſich die auf den Wahlvorſchlag der Deutſchen demokratiſchenum 2 größer Stimmenzahl um 2 (auf 17208 ſtatt nur 17206 wodurch die Geſamtzahl der gültigen Stimmen des Wahlkreiſes VInnern hat I R ſich auf 180 256 ſtatt nur 189 254 ſtellt . Dementſprechend ändern ſich die Landesſummen . Das Miniſterium deszu veröffentlick Benehmen mit dem Landeswahlleiter die Ermächtigung erteilt , in dieſem Wahlheft die richtiggeſtellten Wahlzahlenhen. Die berichtigten Wahlziffern ſind in den Überſichten jeweils durch entſprechende Fußnoten hervorgehoben .
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Falle mußte , wie ſchon bei den letzten Reichstagswahlen , die Rückſicht auf Einhaltung der Verwaltungs⸗ die
bezirksgrenzen hinter die Vorſchrift zur Anpaſſung der Wahlbezirke an die örtlichen Bedürfniſſe Nat
unzweifelhaft zurücktreten und die Vereinigung des „ Schriesheimer Hofs “ mit dem Wahlbezirk Vol
Wilhelmsfeld verfügt werden .

| beig
Der Abgrenzung der Wahlbezirke war das Ergebnis der zur allgemeinen Volkszählung er⸗ glei

klärten Zählung vom 8. Oktober 1919 zu Grunde zw legen . Da dieſe Zählung auf das | Geſ
Religiousbekenntnis nicht ausgedehnt war , mußten in allen in Betracht kommenden Überſichten den ihre
Bevölkerungszahlen von 1919 die Religionszahlen der letztmals damit befaßten Volks⸗ älte
zählung vom 1. Dezember 1910 gegenübergeſtellt werden . An Stelle der abſoluten Zahlen Anz
wurden die wohl auch für die Zählung im Jahr 1919 annähernd noch zutreffenden Verhältnis : dert
zahlen von 1910 zur Darſtellung gewählt und dieſe wie bisher auf die weit überwiegenden und

für die Wahlbewegung wichtigen beiden Bekenntniſſe „Römiſch⸗Katholiſche und Evangeliſche “
beſchränkt . Die Verhältniszahlen beziehen ſich auf die Römiſch - Katholiſchen im engeren
Sinne , es ſind alſo Altkatholiken ſowie Ruſſiſch⸗Orthodoxe und alle Angehörigen der anderen

griechiſch⸗katholiſchen Kirchen außer Betracht geblieben. Unter den Evangeliſchen ſind die An⸗ W
gehörigen der evangeliſchen Landeskirche , die Lutheraner , Reformierten , Kalviniſten , Zwinglianer — — —

uſw . zuſammengefaßt . h
Das ganze Land war für die Landtagswahlen am 30 . Oktober 1921 in 2185 Wahl -

*.

bezirke eingeteilt ; auf einen Wahlbezirk kamen im Landesdurchſchnitt 1011 Einwohner und 600

Wahlberechtigte. lIl gFür jeden der 2185 Wahlbezirke mußte durch den Bezirksrat (in dringenden Fällen durch II
das Bezirksamt ) zur Leitung der Wahl ein Wahlvorſteher und ein Stellvertreter ernannt ſowie der T H
Wahlraum beſtimmt werden . Der Wahlvorſteher hatte unter Berückſichtigung der verſchiedenenſy
Parteien 3 bis 6 Wähler ſeines Wahlbezirks als Beiſitzer und einen Schriftführer zu berufen , die y Dife
im Gegenſatz zum früheren Landtagswahlrecht auch ein unmittelbares Staatsamt bekleiden durften . y z
Die Wahl der Beiſitzer durch den Gemeinderat iſt weggefallen . Wahlvorſteher , Beiſitzer und T P
Schriftführer bilden den Wahlvorſtand , welcher die Wahlhandlung zu überwachen ſowie über |

Deit

Die Gültigkeit oder Ungültigkeit der abgegebenen Stimmzettel Beſchluß zu faſſen hat . fand in

Dagi

Feisiagom
8 . Wahlberechtigte und Wahlbeteiligte und ihre PG eNat

Geſchlechtsgliederung . foide Nat,

olkszählung
— Ausgeſtellte Wahlſcheine . —

EN
Die Einführung des Frauenwahlrechts im Deutſchen Reich bringt für die amtliche Statiftit " €

eine neue Aufgabe , die Verpflichtung zur Ausdehnung der Unterſuchungen auf das Geſchlecht der niw. , wera,
Wähler . Welchen Einfluß die Verleihung des Stimmrechts an die Frauen auf den Ausfall der paoe dir

politiſchen Wahlen ausübt , iſt nicht nur eine brennende Frage des Wahlſtatiſtikers , ſondern weit

mehr noch des Politikers . betrt
Schon bei den erſten Reichswahlen nach der politiſchen Umwälzung , den Wahlen zur reſtli

verfaſſunggebenden Deutſchen Nationalverſammlung am 19 . Januar 1919 , hat die Reichsregierung den
dieſem Bedürfnis Rechnung getragen und die Geſchlechtsgliederung der Wahlberechtigten und beres
Wahlbeteiligten ermitteln laſſen . Bei den legten Reichstagswahlen am 6. Juni 1920 verzichtete den
allerdings die Reichsregierung auf die Feſtſtellung der Geſchlechterzahlen , es ſind aber Erwägungen uſw.
im Gange , ob niht bei ſpäteren Wahlen durch Verwendung verſchiedenfarbiger Wahlumſchläge

K verfa
für Männer und Frauen die durch den Stimmzettel zum Ausdruck gebrachte politiſche Anſchauung "aii
der beiden Geſchlechter im einzelneu einwandfrei feſtgeſtellt werden ſoll . 1910

Für die Landtagswahlen am 30 . Oktober 1921 iſt auf Vortrag des Statiſtiſchen Landes⸗
amts die Badiſche Regierung dem Vorbild der Reichsregierung gefolgt und hat durch die Wahl⸗ meht
vorſteher die Geſchlechsgliederung ſowohl der Wahlberechtigten als der Wahlbe⸗ 9 .c
teiligten aus den Wählerliſten ( Wahlkarteien ) und Wahlſcheinen auszählen laſſen . Das berer
Ergebnis dieſer doppelten Zählarbeit , für welche den ehrenamtlichen Wahlvorſtehern Dank gebührt , um ;
ijt alen in Betracht kommenden Überſichten dieſer Veröffentlichung zu Grunde gelegt und in der zuger
Überſicht 1 ( S. 54/147 ) gemeindeweiſe enthalten . lichke

Aus dem Tabellenwerk ſind die wichtigſten Zahlen über Wahlberechtigte , Wahl - iff Ye
ſcheine und Wahlbeteiligte herausgegriffen und in der nachſtehenden Uberſicht & nah Nati
Wahlkreiſen und für das Land insgeſamt zunächſt in abſoluten Zahlen ( Grundzahtlen ) al titer

ſammenfaſſend einander gegenübergeſtellt . Zur Beurteilung dieſer Zahlen fnd der Landesſumme Zähl—
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